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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

Bekanntgabe von Ratsbeschlüssen 
Aufgrund des § 24 der Hauptsatzung der Stadt Hagen werden die vom 
Rat der Stadt Hagen am 26.02.2015 in öffentlicher  Sitzung gefassten 
Beschlüsse ab 06.03.2015 für die Dauer von 14 Tagen im Rathaus I, 
Haupteingang, Rathausstraße 11, sowie in den Dienstgebäuden der 
Bezirksverwaltungsstellen Boele, Schwerter Straße 168, Hohenlimburg, 
Freiheitstraße 3 und Haspe, Kölner Straße 1, öffentlich ausgehängt. 
Hagen, 05.03.2015   Erik O. Schulz   (Oberbürgermeister) 
 

■ 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

 

 

Satzung vom 04.03.2015 
über die Veränderungssperre für den Geltungsbereich des 

eingeleiteten Bebauungsplanes Nr. 1/14 (655)  
– Gewerbegebiet Böhfeld – 

Aufgrund der §§ 14,16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
zur  Zeit gültigen Fassung und  des § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GONW) in der zur Zeit gültigen Fassung hat 
der Rat der Stadt  in seiner Sitzung am 11.12.2014 folgende Satzung 
beschlossen.   

§ 1 
Anordnung 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 20.2.2014 die Einleitung des 
Bebauungsplanes Nr. 1/14(655) -Gewerbegebiet Böhfeld- beschlossen. 
Zur Sicherung der Planung im Geltungsbereich dieses aufzustellenden 
Bebauungsplanes wird eine Veränderungssperre beschlossen. 
 

§ 2 
Geltungsbereich 

Die Veränderungssperre umfasst den gesamten Geltungsbereich des 
eingeleiteten Bebauungsplanes Nr.1/14 (655) –Gewerbegebiet Böhfeld-
. Er ist insoweit Bestandteil dieser Satzung. Der Geltungsbereich der 
Veränderungssperre ist außerdem in einem Lageplan (M 1:1000) 
festgelegt, der während der Dienststunden beim Fachbereich 
Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Verwaltungsgebäude D, 
Rathausstraße 11, Zimmer 204a eingesehen werden kann. 
 

§ 3 
Verbote und Ausnahmen 

1.  In dem von der Veränderungssperre betroffenen Planbereich dürfen                                       
 a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder 
 bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 
 b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von            
 Grundstücken oder baulichen Anlagen, deren Veränderungen            
 nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind,            
 nicht vorgenommen werden. 
2. Wenn überwiegend öffentliche Belange  nicht entgegenstehen, kann 
 von der Veränderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. 
3. Von der Veränderungssperre werden nicht berührt: 
 a) Vorhaben, die vor Inkrafttreten der Veränderungssperre 
 baurechtlich genehmigt worden oder auf Grund eines anderen 
 baurechtlichen Verfahrens zulässig sind; 
 b) Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
 ausgeübten Nutzung. 
 

§ 4 
Geltungsdauer 

Die Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Sie endet,  wenn der Bebauungsplan  Nr. 1/14 (655) – 
Gewerbegebiet Böhfeld - rechtsverbindlich ist, spätestens jedoch nach 
Ablauf von zwei Jahren seit ihrem Inkrafttreten. 
 

- Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. - 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden 
Kartenausschnitt zu entnehmen: 

 
 

Hinweis auf die Rechtsfolgen: 
Auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung über die 
fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche und 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  
 

Unbeachtlich werden nach § 215 Abs. 1 BauGB 
1. eine nach der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
 Verletzungen der dort bezeichneten Verfahrens- und 
 Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs.2 beachtliche Verletzung 
 der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
 Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche  Mängel des Abwägungs-
 vorgangs, 
 wenn sie nicht innerhalb von eines  Jahres seit Bekanntmachung 
 des Flächennutzungsplans oder der Satzung gegenüber der Stadt 
 Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung und Stadtplanung) 
 Verwaltungsgebäude, Rathausstr.11, 58095 Hagen unter Darlegung 
 des die Verletzung begründenden Sachverhalts schriftlich geltend 
 gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach        
 § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 

Nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der zurzeit gültigen Fassung kann die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines 
Jahres nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
 worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 
 oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 
 gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
 bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Hagen, 04.03.2015     Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

■ 
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